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Aktenzeichen:  

53.01.04.04-452/2016  

bei Antwort bitte angeben 

 

Frau Zimmerhofer 

Zimmer: 055 

Telefon: 

0211 475-9344 

Telefax: 

0211 475-2790 

kirsten.zimmerhofer@ 

brd.nrw.de 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Dienstgebäude und  

Lieferanschrift: 

Cecilienallee 2,  

40474 Düsseldorf 

Telefon: 0211 475-0 

Telefax: 0211 475-2671 

poststelle@brd.nrw.de 

www.brd.nrw.de 

 

Öffentliche Verkehrsmittel: 

DB bis Düsseldorf Hbf 

U-Bahn Linien U78, U79 

Haltestelle:  

Victoriaplatz/Klever Straße 
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Per elektronischer Post 
Stadt  Kleve  
Die Bürgermeisterin 
Postfach 1955  
47517 Kleve 
 
mailto: sylvia.robinson@kleve.de  
 
 
 
 
Bebauungsplan Nr. 2-305-0 für den Bereich van-den-Bergh-Straße/ 
Wiesenstraße im Ortsteil Kellen 
 
Behördenbeteiligung gem. § 4 (2) BauGB i.V.m. § 4a (3) Satz 1 
BauGB 
 
Ihre E-Mail/Schreiben vom 27.10.2016, Az: 61.1/2-305-0 
 
 

Im Rahmen des o.g. Verfahrens haben Sie mich beteiligt und um Stel-
lungnahme gebeten. 

 

Hinsichtlich der Belange des Verkehrs (Dez. 25) ergeht folgende Stel-
lungnahme: 

Die Belange des Dezernates sind nicht berührt. 

 

Hinsichtlich der Belange des Luftverkehrs (Dez. 26) ergeht folgende 
Stellungnahme: 

Die Belange des Dezernates sind nicht berührt. 

 

Hinsichtlich der Belange der ländlichen Entwicklung und Bodenordnung 
(Dez. 33) ergeht folgende Stellungnahme: 

Die Belange des Dezernates sind nicht berührt. 
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Hinsichtlich der Belange der Denkmalangelegenheiten (Dez. 35.4) 
ergeht folgende Stellungnahme: 

Es bestehen seitens des Dezernates keine Bedenken gegen die Pla-
nung. 

 

Hinsichtlich der Belange des Landschafts- und Naturschutzes (Dez. 51) 
ergeht folgende Stellungnahme: 

Die Belange des Dezernates sind nicht berührt. 

 

Hinsichtlich der Belange der Abfallwirtschaft (Dez. 52) ergeht folgende 
Stellungnahme: 

Die Belange des Dezernates sind nicht berührt. 

 

Hinsichtlich der Belange des Immissionsschutzes (Dez. 53) ergeht fol-
gende Stellungnahme: 

Die Belange des Dezernates sind nicht berührt. 

 

Hinsichtlich der Belange des Gewässerschutzes (Dez. 54) ergeht fol-
gende Stellungnahme: 

Stellungnahme hinsichtlich ÜSG/HWRM 

Das Vorhaben befindet sich derzeit in keinem nach § 76 WHG in Ver-
bindung mit § 83 LWG ordnungsbehördlich festgesetzten oder vorläufig 
gesicherten Überschwemmungsgebiet (ÜSG), für das besondere 
Schutzvorschriften gelten (§ 78 WHG). 

Im Rahmen des Hochwasserrisikomanagements (HWRM) als Instru-
ment des vorsorgenden Hochwasserschutzes wurden Risikogebiete 
nach § 73 WHG identifiziert, die ein potenziell signifikantes Hochwasser-
risiko aufweisen. Der Rhein ist ein solches Risikogebiet bzw. Risikoge-
wässer. Für die ermittelten Risikogebiete wurden bis Ende 2013 Hoch-
wassergefahren- und Hochwasserrisikokarten für verschiedene Hoch-
wasserszenarien erstellt. Diese Karten finden Sie auf der Internetseite: 
 
http://www.flussgebiete.nrw.de/index.php/HWRMRL/Risiko-

und Gefahrenkarten 
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Das Vorhaben liegt innerhalb der Gebiete, die ab einem häufigen 
Hochwasserereignis des Rheins durch Versagen oder Überströmen von 
Hochwasserschutzeinrichtungen überschwemmt werden können. 

Gemäß § 9 Abs. 6a BauGB sollen im Bebauungsplan als Risikogebiete 
im Sinne des § 73 Absatz 1 Satz 1 des Wasserhaushaltsgesetzes be-
stimmte Gebiete vermerkt werden. 

In den Unterlagen wird auf Hochwassergefahren durch den Rhein hin-
gewiesen.  
 

Ansprechpartner: 

• Belange des Gewässerschutzes (Dez. 54) 
Frau Kirbach, Tel.: 0211/475-2897, E-Mail: heidi.kirbach@brd.nrw.de  

Hinweis:  

Diese Stellungnahme erfolgt im Zuge der Beteiligung der Bezirksregie-
rung Düsseldorf als Träger öffentlicher Belange. 

Insofern wurden lediglich diejenigen Fachdezernate beteiligt, denen die-
se Funktion im vorliegenden Verfahren obliegt. Andere Dezernate/Sach-
gebiete haben die von Ihnen vorgelegten Unterlagen daher nicht ge-
prüft. 

Dies kann dazu führen, dass von mir z.B. in späteren Genehmigungs- 
oder Antragsverfahren auch (Rechts-)Verstöße geltend gemacht werden 
können, die in diesem Schreiben keine Erwähnung finden. 

 

Bitte beachten Sie die Anforderungen an die Form der TÖB-Beteiligung: 

http://www.brd.nrw.de/wirueberuns/TOEB/TOEB.html 

und 

http://www.brd.nrw.de/wirueberuns/PDF/Koordinierung von TOEB Stellungnahmen.pdf 

 
Im Auftrag 

gez. 

Kirsten Zimmerhofer 
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Stadt Kleve 
Die Bürgermeisterin 
FB Planen und Bauen 
Abt. Stadtplanung   
 

Bebauungsplan Nr. 2-305-0  
für den Bereich van-den-Bergh-Straße / Wiesenstraße 
 
Sehr geehrte Frau Bürgermeisterin, 
sehr geehrte Damen und Herren, 
ich beziehe mich auf das oben genannte Vorhaben und die dazugehörige Begründung sowie die Pläne, einen 
großflächigen Einzelhandelsbetrieb im Plangebiet durch Ausweisung eines Sondergebiets anzusiedeln. Gegen 
die Ausweisung eines Sondergebiets bestehen erhebliche Bedenken, da dem Belang einer verbrauchernahen 
Versorgung bereits durch die aktuelle Planung ausreichend Rechnung getragen wird.    
Auf Seite 10 der Begründung zur Offenlegung führen Sie aus: Vor  dem  Hintergrund,  dass  das  Ziel  der  
Planung  die  Errichtung  eines  Gewerbe-  und Mischgebiets  im  innerstädtischen  Bereich  sei,  entspreche  
eine  Ansiedlung  von  Einzelhandelsbetrieben nicht dem Gebietscharakter und würde ggf. andere Nutzungen 
verdrängen. Zu dieser Sichtweise möchte ich ausführen, dass unmittelbar nahe des Plangebiets bereits 
zahlreiche Nahversorgungsmöglichkeiten bestehen. Zum einen grenzt unmittelbar an das Plangebiet ein 
großflächiger Edeka-Markt an.  Darüber hinaus befindet sich ebenfalls an das Plangebiet angrenzend ein 
zentraler Versorgungsbereich mit mehreren Einzelhandelsbetrieben. Zunächst besteht in 150 m Entfernung 
zum Gebiet ein Netto-Markt. Der Markt wurde 2003 errichtet und kann von Netto langfristig weiter betrieben 
werden. Um auf etwaig gestiegene Nahversorgungsbedürfnisse der Bevölkerung einzugehen, kann der 
Netto-Markt – planungsrechtlich zulässig – auf bis zu 1.400 qm Nutzfläche erweitert werden. Entsprechende 
Konzepte liegen dem aktuellen Betreiber seit langem vor. Eine Ausweitung des Sondergebiets und eine 
Verlagerung des aktuellen Netto-Markts innerhalb des Plangebiets würde zu einer Überversorgung der 
Bevölkerung mit Einzelhandelsbetrieben führen, was den Planungszielen widerspricht. Denn der aktuell von 
Netto betriebene Markt steht weiterhin zur Nutzung zur Verfügung. Demgemäß handelt es sich bei der der 
geplanten Ansiedlung eines großflächigen Einzelhandelsbetriebs nicht um eine Verlegung – wie teilweise 
fälschlicherweise behauptet wird – sondern um eine Ansiedlung eines weiteren Marktes.  
Darüber hinaus ist nicht auszuschließen, sollte die Ausweisung eines Sondergebiets durchgesetzt werden, 
dass die bestehende Einzelhandelsstruktur verdrängt wird, was einer Entwicklung des Bereichs 

H610116
Textfeld
Privat 3



Emmericherstraße entgegenwirken und zu einer Abwertung dieses Gebiets führen würde. Auch aus 
Nachhaltigkeitsgesichtspunkten ist nicht nachvollziehbar, weshalb ein Umzug des aktuellen Betreibers in 
einen 150 m entfernten Neubau befürwortet werden sollte. 
Ein ähnliches Vorhaben in unmittelbarer Nähe zum Plangebiet (Union-Gelände) wurde zudem kürzlich von 
der Stadt unter Bezugnahme auf das bestehende Einzelhandelskonzept abgelehnt.  
Zusammenfassend bleibt festzustellen, dass eine Ansiedlung des Netto-Marktes innerhalb des Plangebiets 
nicht notwendig ist: Nicht aus Sicht der Stadt, da sie dem bestehenden Einzelhandelskonzept widerspricht; 
nicht aus Sicht der Einzelhandelsunternehmen, da eine größere Nachfrage planungsrechtlich zulässig durch 
eine Erweiterung der bestehenden Strukturen geschaffen werden kann und nicht aus Sicht der Bevölkerung, 
da auch für zukünftiger Bewohner neu geplanter Wohneinheiten im Bereich des Union-Geländes die 
bestehende Nahversorgung fußläufig zu erreichen ist.    
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